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Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und begrüßt die TeilnehmerInnen. Einleitend erläutert der Vorsitzende, dass mit dem vorliegenden Entwurf die EU-Richtlinie 2000/78/EG umgesetzt und der Entschließung des Nationalrates entsprochen werden soll. Das Modell der Vorbegutachtung wurde auf Grund der komplexen Querschnittsmaterie gewählt. Da zahlreiche Stellungnahmen mit teilweise sehr unterschiedlichen Positionierungen vorgelegt wurden, soll nun den verschiedenen Interessensvertretungen die Gelegenheit zur Diskussion gegeben werden. Der Vorsitzende stellt die Ergebnisse der Gesprächsrunde mit den Ländern dar. Eine weitere Gesprächsrunde wird mit den Ressorts stattfinden. Kostenschätzungen können zum derzeitigen Zeitpunkt noch nicht abgegeben werden.

Rubisch und Hofer erläutern die Grundlagen des Entwurfes.
Stellungnahmen der Arbeitgeberorganisationen (WKÖ und IV)

Die Wirtschaftskammer spricht sich grundsätzlich für ein Behindertengleichstellungsgesetz aus. Der vorliegende Entwurf geht jedoch weit über die bloße Umsetzungsverpflichtung der EU-Richtlinie 2000/78/EG hinaus. Die Umsetzung soll in enger Anlehnung an die Entwürfe des BMWA und des BKA für ein (Bundes-) Gleichbehandlungsgesetz erfolgen, um einen einheitlichen Rechtsstandard zu gewährleisten.

Die Wirtschaftskammer weist auf die schwierige Kompetenzlage im Behindertenwesen hin.

Darüber hinausgehende Anmerkungen der Wirtschaftskammer zum Entwurf:

· Die Möglichkeit einer Verbandsklage ist nicht durch die EU-Richtlinie vorgeschrieben und wird abgelehnt. Als Alternative wäre das Instrument der Nebenintervention denkbar.

· Angehörige von Menschen mit Behinderungen sollten nicht zum geschützten Personenkreis gehören.

· Das Mediationsverfahren ist ein gutes Instrument zur Konfliktlösung. Die Schlichtungsstelle sollte jedoch nur Empfehlungen und Anregungen nach dem Modell der Gleichbehandlungskommission abgeben.

· Die Einheitlichkeit, Transparenz und Entbürokratisierung im Bereich der Förderungen wird gefordert.

· Die Einbeziehung der VertreterInnen der Arbeitgeber auf dem Sektor der Landwirtschaft wird gefordert.

Brauner weist auf die hohen Kosten hin, die bei einem nachträglichen Umbau eines bestehenden Gebäudes entstehen. Ein Verbandsklagerecht soll in arbeitsrechtlichen Belangen auch zu Gunsten der Industriellenvereinigung vorgesehen werden. 

Stellungnahmen der Arbeitnehmerorganisationen (BAK und ÖGB)

Die Bundesarbeiterkammer und der Österreichische Gewerkschaftsbund begrüßen den vorliegenden Entwurf. Besondere Erwähnung finden das Mediationsverfahren, die Einrichtung einer Schlichtungsstelle sowie die Möglichkeit einer Verbandsklage.

Von der Bundesarbeiterkammer werden jedoch die Normierung von Inkrafttretens- und Übergangsbestimmungen sowie eine Darstellung der voraussichtlichen finanziellen Auswirkungen gefordert, um das Spannungsverhältnis zwischen Bürgerrechten und Bedenken der Wirtschaft aufzulösen.

Blum spricht sich grundsätzlich für den Schutz der Angehörigen von Menschen mit Behinderungen im Entwurf aus. Bezüglich der Definition des Personenkreises bedarf es zur Vermeidung von allfälligen Missbräuchen im Arbeitsleben noch einer genauen Spezifikation und Abgrenzung.

Darüber hinaus fordert die Bundesarbeiterkammer:

· Die Kodifikation aller gesetzlichen Bestimmungen für Menschen mit Behinderungen auf Bundesebene in ein „Gesetzbuch Menschen mit Behinderungen“, da zur Zeit 35 Einzelgesetze in dieser Materie vorhanden sind.

· Die Schaffung einer Bundeskompetenz „Behindertenwesen“ sowie einer zentralen Anlaufstelle für Menschen mit Behinderungen.
· Die Schaffung der gesetzlichen Voraussetzungen für den Abschluss einer erzwingbaren Betriebsvereinbarung als Instrument zur Integration von Menschen mit Behinderungen in die Arbeitswelt (Integrationsvereinbarung).

· Eine übersichtliche Vollziehung des Förderungswesens.

Djalinous weist im Zusammenhang mit der Kündigung eines behinderten Menschen auf die Problematik der Bekämpfung einer Kündigung aus mehreren Gründen (Kündigung wegen einer Behinderung und Sozialwidrigkeit oder Motivkündigung) hin. Aus Sicht des ÖGB erscheint es nicht sinnvoll, wenn bei einer derartigen Konstellation sowohl das Arbeits- und Sozialgericht als auch die Schlichtungsstelle gleichzeitig mit demselben Fall beschäftigt wären. Eine Lösung könnte mit einer Fristenhemmung erzielt werden.

Ein Verbandsklagerecht soll in arbeitsrechtlichen Belangen auch zu Gunsten des ÖGB vorgesehen werden.
Stellungnahmen der Behindertenorganisationen

Die VertreterInnen der Behindertenorganisationen begrüßen den Entwurf in seinen Grundsätzen und verweisen im Übrigen auf ihre Stellungnahme.

Die Behindertengleichstellung umfasst einen viel weiteren Bereich als das Gleichbehandlungs- und Bundes-Gleichbehandlungsgesetz. Voget weist darauf hin, dass der Begriff „Gleichstellung“ ein aktives Tun beinhaltet, um letztlich die Gleichbehandlung zu erreichen.

Auf EU-Ebene gibt es keine allgemeine Antidiskriminierungsrichtlinie für Menschen mit Behinderungen. Eine derartige EU-Richtlinie (RL 2000/78/EG) besteht nur für den Arbeitsbereich. Bei dieser EU-Richtlinie handelt es sich jedoch nur um ein (zu erfüllendes) Mindestmaß. Ein nationales Gesetz darf dieses nicht unterschreiten. Darüber hinausgehende Regelungen sind jedoch sehr wohl zulässig und auch wünschenswert.

Artikel 7 B-VG und der Auftrag des Nationalrates an die Bundesregierung bilden die Voraussetzungen und Grundlagen für diesen umfassenden – alle Lebensbereiche betreffenden – Entwurf eines Behindertengleichstellungsgesetzes. Eine Gleichheit für Menschen mit Behinderungen soll durch das Gesetz und nicht vor dem Gesetz geschaffen werden.

Wichtige Eckpunkte des Behindertengleichstellungsgesetzes für die Behindertenorganisationen sind die Verbandsklage und die Beweislastumkehr, die nicht nur als Beweismaßerleichterung ausgestaltet sein darf.

Aus Sicht der VertreterInnen der Behindertenorganisationen entstehen bei der Umsetzung der Behindertengleichstellung keine wesentlichen Mehrkosten. Sie berichten von der Einführung des Antidiskriminierungsgesetzes (ADA) in den USA, das zu vermehrten Investitionen und Wachstumsschüben geführt hat.

Abschließendes Resümee des Vorsitzenden

Der Vorsitzende erinnert daran, dass eine eigene Regelung für Menschen mit Behinderungen in Artikel 7 B-VG aufgenommen wurde und der Nationalrat die Bundesregierung einstimmig ersucht hat, ein umfassendes Behindertengleichstellungsgesetz für alle Lebensbereiche vorzulegen.

Der Vorsitzende führt aus, dass es grundsätzlich zwei Möglichkeiten gibt, die Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen zu erreichen: Entweder die einzelnen Materiengesetze zu novellieren oder in einem Behindertengleichstellungsgesetz die notwendigen Definitionen, ein Diskriminierungsverbot und die entsprechenden Rechtsfolgen festzulegen.

Aus Sicht des Vorsitzenden wäre im Sinne der Rechtssicherheit für Menschen mit Behinderungen jedenfalls eine bundesweite Einheitlichkeit in den Eckpunkten (z.B. Definition von Behinderung, Diskriminierung, Personenkreis) notwendig.
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